
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes

Urteil
9a RVs 1/84

in dem Rechtssheh

. . .... .... ... 00000000 0.0... 000... . CIO,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
...... ....... .......... ...... .,

g e g e n

lll.lit.I...-000.000...uno-.o-C'lo.loooloocc nnnnn 0.0.0,

Beklagter und Revisionskläger.

Das Bundessozialgericht, 9a Senat, hat ohne mündliche Ver—

handlung am 23. Oktober 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

21. Juni 1983 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen.
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Die Klägerin ist Inhaberin eines Schwerbehindertenausweises, der

von dem Oberstadtdirektor der Stadt M , Fürsorge-

stelle für Kriegsopfer, am 28. Dezember 1973 mit einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 80 VB und Gültigkeit bis 1986

ausgestellt worden ist. Mit ihrem Antrag vom 3. August 1979 be-

gehrte die Klägerin, nach Art 3 des Gesetzes über die unentgelt-

liche Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personenver-

kehr (UnBefG) vom 9. Juli 1979 (BGBl I S 989) ihren bisherigen

Ausweis in einen neuen mit orangefarbenem Feld ohne erneute Prü—

fung des Gesundheitszustandes umzutauschen. Nach Einholung von

ärztlichen Äußerungen hat das Versorgungsamt mit Bescheid vom

13. März 1980 Behinderungen der Klägerin mit einer MdB um 50 vH

festgestellt und eine erhebliche Gehbehinderung verneint. Gegen

diesen Bescheid hat die Klägerin Widerspruch eingelegt, über den

noch nicht entschieden worden ist.

Am 18. September 1981 hat die Klägerin Klage erhoben, mit der

sie die Ausstellung eines Ausweises mit orangefarbenem Flächen—

aufdruck im Sinne des Art 3 Abs 2 UnBefG begehrt hat. Das So-

zialgericht (SG) hat der Klage entsprochen. Die vom Landesver—

sorgungsamt eingelegte Berufung hat das Landessozialgericht für

das Land Nordrhein—Westfalen (LSG) am 21. Juni 1983 als unzu-

lässig verworfen. Es hat dazu ausgeführt: Das Begehren der Klä-

gerin ziele zwar auf Ersatz ihres Ausweises durch einen neuen mit
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orangefarbenem Flächenaufdruck; Kern des Rechtsstreits sei jedoch

die Feststellung einer Vergünstigung nach % 3 Abs ü Schwerbe—

hindertengesetz (Schwa). Deshalb gehe es hier in dem fehlgelau—

fenen und damit besonders gelagerten Fall um eine Feststellung

nach S 3 Abs M Schwa. Für diese Streitigkeiten sei eine Berufung

nach % 3 Abs 6 Schwa nicht zulässig.

Auf die Beschwerde des Beklagten hat der Senat die Revision zu-

gelassen.

Der Beklagte wendet sich dagegen, daß das LSG statt eines Sach—

urteils ein Prozeßurteil erlassen habe; damit habe es gegen € 3

Abs 6 Satz 1 bis M Schwa und die @@1H3 und 158 Sozialgerichts—

gesetz (SGG) verstoßen. Die Berufung sei nicht ausgeschlossen,

weil die Klägerin gerade nicht eine erhebliche Gehbehinderung als

gesundheitliches Merkmal für freie Fahrt im öffentlichen Nahver—

kehr geltend gemacht habe, sondern es ihr vielmehr allein darum

gegangen sei, ohne eine solche Feststellung einen Ausweis zu er—

halten, der zur freien Fahrt im öffentlichen Nahverkehr berech-

tige.

Der Beklagte beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein-Westfalen vom 21. Juni 1983 und des

Sozialgerichts Düsseldorf vom 25. Juni 1982

aufzuheben und die Klage abzuweisen,r'

hilfsweise,
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die Sache an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie ist der Meinung, daß der von ihr begehrte Ausweis die Fest-

stellung enthalte, daß sie "Freie Fahrt im öffentlichen Nahver-

kehr" zugebilligt bekomme. Gegen eine solche Feststellung sei die

Berufung nach % 3 Abs M mit S 3 Abs 6 Schwa nicht zulässig.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung zugestimmt (€ 12A Abs 2 SGG).

II

Die zulässige Revision des Beklagten ist im Sinne des Hilfsan-

trages begründet. Das LSG durfte die Berufung nicht als unzu—

lässig verwerfen.

Gegen die Urteile der Sozialgerichte findet die Berufung an das

LSG statt (% 1U3 SGG). Dies gilt nicht, soweit sich aus anderen

Vorschriften etwas anderes ergibt. Die Meinung des LSG, hier sei

die Berufung nach % 3 Abs 6 Satz “ Schwa nicht zulässig, trifft

nicht zu. Zwar ist es richtig, daß der Kern des Begehrens der

Klägerin darauf gerichtet ist, einen Ausweis zu erhalten, gegen

dessen Vorzeigen sie im Nahverkehr unentgeltlich zu befördern ist

(vgl % 57 Abs 1 Schwa). Zur Erlangung dieses Ausweises hat sie\.
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jedoch nach dem Inhalt des Sozialgerichts-Urteils keinen Antrag

nach 5 3 Schwa gestellt, sondern sich darauf berufen, daß sie

nach dem UnBefG diesen neuen mit einem orangefarbenen Flächen—

aufdruck gekennzeichneten Ausweis als Ersatz für ihren bisherigen

Ausweis zu erhalten habe (Art 3 Abs 2 des Gesetzes). Der pro-

zessuale Anspruch der Klägerin geht also dahin, ihr außerhalb des

Verfahrens und der Feststellungen gemäß % 3 Schwa einen neuen

Ausweis deshalb auszustellen, weil sie bereits seit 1973 einen

Schwerbehindertenausweis mit der Feststellung einer MdB um 80 vH

und der Gültigkeit bis 1986 besitzt. Dieser geltend gemachte An-

spruch ist ein anderer als der nach % 3 Schwa, wenngleich er das

Ziel verfolgt, einen Schwerbehindertenausweis neuen Rechts zu

erhalten.

Die Berufung des Beklagten
gegen

das Urteil des SG betraf also

keine Feststellung nach % 3 Abs “ Schwa und war deshalb nach S 3

Abs 6 Schwa nicht ausgeschlossen. Auch ein Ausschlußgrund nach

% 1A8 SGG ist nicht gegeben. Das LSG hat deshalb über die Beru-

fung zu entscheiden.

Das LSG wird zu überprüfen haben, ob die Auffassung des SG über

die Klageart richtig ist; insbesondere ob der Klagean5pruch der

Klägerin auf Ersetzung ihres Ausweises aus Art 3 Abs 2 UnBefG vom

9. Juli 1979 begründet ist und erfüllt werden könnte, ohne daß

ein Verwaltungsakt zu ergehen hätte. Weiter wird das LSG zu er—

wägen haben, ob dem Beklagten Gelegenheit zu geben ist, über den

Widerspruch gegen den Bescheid vom 13. März 1980 zu entscheiden,

und ob beide Bescheide dann nach 88 153, 96 SGG in das Verfahren
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einbezogen sind. Für den Rechtszustand seit dem 1. April 1984

verweist der Senat auf seine Urteile vom zu. April 1985, ins-

besondere auf das veröffentlichte Urteil in der Sache 9a RVs

11/8“ (BSGE 58, 72 : SozR 3870 5 58 Nr 1).

Das LSG wird auch über die Kosten des Verfahrens zu entscheiden

haben.
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